
Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft 
und Beschäftigung -

Tagesordnung 2 Punkt 27 der öffentlichen Sitzung am 26.11.2003

Vorlage Nr. 03-V-80-2384

Entwicklung eines zentralen Verwaltungsstandortes

Beschluss Nr. 0321
  
Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen:

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass

 die Stadtverordnetenversammlung mit Beschluss Nr. 98 vom 27.03.2003 den Magistrat, 
Dezernate II, III und VII, beauftragt hat, die Entscheidungsgrundlagen für den Bau eines 
zentralen Verwaltungsstandorts zu erarbeiten.

 im ersten Schritt mit Unterstützung eines Planungsbüros die Bedarfsermittlung und die An-
forderungen an das Verwaltungsgebäude zu konkretisieren und die Investorenausschreibung 
vorzubereiten ist sowie im zweiten Schritt der Investorenwettbewerb im Rahmen eines EU – 
weiten „Verhandlungsverfahrens mit vorhergehendem Teilnahmewettbewerb“ durchzuführen 
ist.

2. Der Magistrat (Dezernate II und V) wird deshalb beauftragt, zur Umsetzung des ersten 
Schrittes kurzfristig mindestens drei geeignete Planungsbüros zu suchen sowie zur 
Angebotsabgabe aufzufordern und zur Auftragserteilung auf der Basis des 
Wettbewerbsergebnisses unterhalb des EU – Schwellenwertes ermächtigt.

3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass bei Haushaltsstelle 2.0210.940000.009 „Planungs- 
mittel für den Verwaltungsneubau“ in Höhe von 190.000 € zum Haushalt 2004 angemeldet 
und im aktuellen Haushaltsplanentwurf veranschlagt sind.

4. Im Haushalt 2003 werden bei Haushaltsstelle 2.0210.940000.009 „Planungsmittel für den 
Verwaltungsneubau“ 190.000 € außerplanmäßig bereitgestellt.
Die Deckung erfolgt vorläufig aus Haushaltsstelle 2.8800.932000.6.003 (Grundstücksfonds) 
und wird im nächsten Doppelhaushalt mit den planmäßigen Ansätzen verrechnet.

(antragsgemäß Magistrat 04.11.2003 BP 1035)  

Tagesordnung III

Wiesbaden, 01.12.2003

Horschler
stellvertretender Vorsitzender
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